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Der lokale Aktionsplan als 
Instrument kommunaler, auf 
den Sozialraum bezogener 
Steuerung

 Mit dem Bundesprogramm „Lokales Kapital 
für Soziale Zwecke“ (LOS) ist im Jahr 2003 
neben „Xenos“ und „Equal“ ein weiterer 
Baustein der europäischen und deutschen 
Beschäftigungsstrategie an den Start gegan-
gen. Die Programmmittel werden, wie bei al-
len ESF-Programmen durch den Europäischen 
Sozialfonds (ESF) finanziert. Die Kosten für 
die zentrale Programmumsetzung von LOS 
werden zum größten Teil durch das BMFSFJ 
getragen. Mit LOS sollen soziale und beschäf-
tigungswirksame Potenziale vor Ort aktiviert 
werden, die durch zentrale Programme wie die 
Regelförderung des Europäischen Sozialfonds 
nicht erreicht werden. Mit Kleinstvorhaben, so 
genannten Mikro-Projekten, werden lokale Ini-
tiativen angeregt und unterstützt.

Für die Durchführung des Programms LOS 
auf Bundesebene stehen bis Mitte 2006 ins-
gesamt 75 Mio. € zur Verfügung. Für den 
Programmschwerpunkt „Lokales Kapital in 
Hochwassergebieten“ wurden etwa 4,4 Mio. € 
ausgereicht; für die Programmlaufzeit des 
Programmschwerpunktes „Lokales Kapital 
für die Soziale Stadt“ verbleiben somit etwa 
71,6 Mio. €. Die Gebietskörperschaften, die 
sich am Programm LOS beteiligen wollten, 
mussten einen Antrag in Form eines lokalen 
Aktionsplans mit jährlicher Fortschreibung 
bei der Regiestelle LOS einreichen, auf deren 
Anforderungen ich später näher eingehen wer-
de. Die Mittel werden in Form von Globalzu-
schüssen (in der Terminologie des ESF) bzw. 
in Form von Verfügungsfonds (aus der Sicht 
der Kommunen und Landkreise) in Höhe von 
bis zu 100.000 € an Landkreise und Kommunen 
vergeben. Da es unter Gleichen immer einige 
geben muss, die etwas gleicher sind, gab es 
in der laufenden Förderperiode für einige Ge-
bietskörperschaften einen Nachschlag. Dieser 
glückliche Umstand betraf die Kommunen und 
Landkreise, die in der letzten Förderperiode 
von den zur Verfügung gestellten Mittel über 
95 % verausgabt hatten.

Mit den LOS-Mitteln können unterschied-
lichste Mikro-Projekte in einer Höhe von bis zu 
10.000 € gefördert werden. Die Auswahl der 
Mikro-Projekte erfolgt unter Berücksichtigung 
des lokalen Aktionsplans durch einen Begleit-
ausschuss. Dem sollen neben Vertreter(inne)n 
der öffentlichen Verwaltung auch lokale Akteu-

re, insbesondere Vertreter/-innen der avisier-
ten Zielgruppen, angehören. Die Beratung und 
Akquise der Träger von Mikro-Projekten erfolgt 
durch lokale Koordinierungsstellen, die in den 
Gebietskörperschaften eingerichtet worden 
sind.

In der ersten Förderperiode wurde LOS mit 
knapp 2000 Mikro-Projekten in 176 Gebieten 
umgesetzt. Auf Grund der erfolgreichen Fort-
schreibungen der lokalen Aktionspläne konnte 
LOS in allen 176 Fördergebieten auch in der 
zweiten Förderperiode weitergeführt wer-
den. Darüber hinaus wurden im Rahmen des 
Konzeptwettbewerbs 2004 weitere 110 Gebie-
te ausgewählt, in denen LOS am 01.10.2004 
startete. Somit wird LOS jetzt in 286 Gebieten 
durchgeführt. In der jetzt laufenden Förderpe-
riode sind der Regiestelle bis jetzt über 3000 
Mikro-Projekte angezeigt worden. 
Was soll durch LOS alles bewegt werden?

Wenn man sich den Kanon einmal genauer 
anschaut, muss man schon den Eindruck ge-
winnen, dass die lokalen Koordinatoren/innen 
mit ihrem lokalen Netzwerk omnipotent sein 
müssen.
Da ist die Rede von:
< Förderung der Beschäftigung
< Förderung des Unternehmergeistes
< Förderung von Toleranz und Demokratie
< Förderung des lebenslangen Lernens
< Förderung des Übergangs Schule / Beruf
< Förderung der Integration der Migranten/in-

nen in die hiesige Gesellschaft
< Förderung der Geschlechtergerechtigkeit

Dies sind erst einmal nur die Ziele, die durch 
die Mikro-Projekte erreicht werden sollen. Dar-
über hinaus soll durch den Umsetzungspro-
zess in den Stadtteilen und in der Verwaltung 
soziales Kapital entstehen.

Wenn man sich der Zielsetzung eines Pro-
gramms nähert, bewährt es sich immer wie-
der, die Intention des Auftragsgebers mit ein-
zubeziehen. Aus diesem Grund erlaube ich mir 
aus der Rede des Staatssekretärs Peter Ruhen-
stroth-Bauer zu zitieren, der auf dem letzten 
LOS Kongress sagte:
„Staatliche Unterstützungsprogramme, die da-
ran [an den Problemen der besonders benach-
teiligten Stadtteilen, Anm. Regiestelle] etwas 
ändern wollen, sind wichtig. Sie können aber 
nur einen begrenzten Beitrag zur Überwindung 
der Probleme leisten. Die Lösung der Probleme 
kann letztlich nur vor Ort, in den Problembe-
zirken und mit Beteiligung der dort lebenden 
Menschen erfolgen. Denn die Betroffenen wis-
sen selbst am besten, welche Probleme in ih-
rem Stadtteil am dringlichsten sind. Ohne sie 
und ihr Engagement in eigener Sache ist eine 
durchschlagende Verbesserung kaum zu errei-
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chen. Aktivierung und Beteiligung – dies sind 
die Schlüsselbegriffe, die für das Bundespro-
gramm LOS stehen.“ Und weiter: „LOS steht 
für die Stärkung von Eigenverantwortung und 
sozialem Engagement. LOS steht für den so-
zialen Zusammenhalt. Dies kann nur auf der 
Grundlage von Partnerschaften zwischen allen 
lokalen Akteurinnen und Akteuren geschehen, 
auch unter Beteiligung von Randgruppen. Ge-
fragt ist ein strategisches Ämternetzwerk im 
Zusammenspiel mit einem operativen sozialen 
Netzwerk.“

Das bedeutet, dass es bei LOS nicht nur um 
ein funktionierendes Ämternetzwerk geht, son-
dern um die Beteiligung aller Akteure aus dem 
Gebiet. Dies muss Grundlage bei der Aufstel-
lung des lokalen Aktionsplans sein.

Lokale Aktionspläne gibt es in vielen Bereichen, 
vor allem in Verkehr, Umwelt und Gesundheit. 
Selbst dem Kormoran will man mit einem lo-
kalen Aktionsplan ans Leder, was diesen aber 
scheinbar nicht wirklich interessiert hat. 

In der Beschäftigungsförderung der Europä-
ischen Union spielt die Einbindung der loka-
len Ebene schon seit langem eine prominente 
Rolle, wie z.B. bei den „Territorialen Beschäfti-
gungspakten in Europa“ bzw. den „Bezirklichen 
Bündnissen für Wirtschaft und Arbeit“. In dem 
europäischen Projekt avalon - added value of 
local networking ging unser Partner „gsub“, 
mit dem wir das Programm LOS durchführen, 
zusammen mit internationalen Partnern der 
Frage nach, wie Unternehmen in lokale Akti-
onspläne einbezogen werden können und was 
Erfolgskriterien für lokale Pakte sind.

Auch die Stiftung SPI hat schon viele Erfah-
rungen mit lokalen Aktionsplänen und Verfü-
gungsfonds im Jugendhilfebereich im Rahmen 
von Teilprogrammen der Programm-Plattform 
E&C sammeln können.

Was ist nun ein lokaler Aktionsplan im Rahmen 
von LOS? Ich zitiere aus unserer FAQ-Liste: 
„Der lokale Aktionsplan ist ein Instrument der 
kommunalen Politik, mit dessen Hilfe die Ver-

netzung von Bürgerinnen und Bürgern, Politik, 
Verwaltung, lokaler Wirtschaft, freien Trägern, 
Bildungseinrichtungen etc. vor Ort intensiviert 
und verstetigt werden soll. Vorrangiges Ziel ist 
es, die lokale Kooperation zu stärken, neue Im-
pulse aus den Gemeinden heraus zu erzeugen 
und die Beteiligung von betroffenen und/oder 
engagierten Bürgern und Bürgerinnen sicher-
zustellen. Der lokale Aktionsplan beinhaltet 
eine Situationsanalyse des Fördergebietes, 
die Aufstellung von Entwicklungszielen und ein 
darauf abgestelltes Handlungskonzept.“ 

Weitere Festlegungen, was die Stiftung SPI 
mit lokalen Aktionsplänen verbindet, können 
auch im E&C Journal Nr. 7 vom 26. August 
2002 nachgelesen werden . In diesem Journal 
ist dargelegt, dass integriertes Handeln mit 
dem Instrument des lokalen Aktionsplans von 
den gewählten Vertretern/innen, den gewähl-
ten Funktionsträgern/innen, wie den Leitungen 
der Fach-Ämter gewollt und legitimiert sein 
muss. Darüber hinaus erfordert die Arbeit mit 
dem lokalen Aktionsplan institutionelle Stabi-
lität und die Festlegung auf ein federführendes 
Amt. Dieses federführende Amt stellt auch die 
lokale Koordinatorin bzw. den lokalen Koordi-
nator. Die Einbindung oder der Aufbau eines 
lokalen Netzwerkes ist unabdingbar. Dabei geht 
es nicht um den Aufbau von Parallelstrukturen, 
sondern die Beteiligung vorhandener Gruppen, 
wie lokale Agenda 21 Gruppen, Stadtteilgrup-
pen, lokale Beschäftigungsbündnisse etc.. Wie 
wir auch schon in dem von mir zitierten Gruß-
wort des Staatssekretärs erfahren haben, ist 
für einen erfolgreichen Koproduktions-Prozess 
eine kontinuierliche Form der Beteiligung auch 
von Randgruppen notwendig. Ohne Partizipati-
onsmöglichkeiten für die Bewohnerinnen und 
Bewohner bzw. für die Zielgruppen versagen 
alle staatlichen Programme. So haben wir zum 
Beispiel bei der Auswertung der Stammblätter 
aus dem Programmschwerpunkt „Lokales Ka-
pital in Hochwassergebieten“ sehen können, 
dass dort die Abbrecherquote bei nur 1,79 % 
lag. Dies ist ein hervorragender Wert, den wir 
im Programmschwerpunkt „Lokales Kapital in 
der Sozialen Stadt“ sicherlich nicht erreichen 
können. Aber bei diesem niedrigen Wert haben 
wir auch noch ein bisschen Luft nach oben.

Was ist nun konkret ein lokaler Aktionsplan bei 
LOS? Klar ist, dass sich die lokalen Aktions-
pläne an dem Programm „Die Soziale Stadt“ 
bzw. der Programm-Plattform E&C orientieren 
müssen. Darüber hinaus müssen die übergrei-
fenden Ziele und Handlungsprioritäten der eu-
ropäischen Beschäftigungsstrategie beachtet 
werden.

Abgefragt wurden im ersten lokalen Aktions-
plan folgende Punkte:

Abb. 1: Kormoran
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< die Entwicklung von strategischen Entwick-
lungszielen

< die Umsetzung dieser strategischen Ziele in 
ein Handlungskonzept

< die Ermittlung der betroffenen Ämter, Res-
sorts

< die Auflistung der bestehenden Fördermög-
lichkeiten der Städte und Gemeinden, des 
Landes und des Bundes

< die Feststellung, wie bestehende Förder-
möglichkeiten neu ausgerichtet werden 
müssen

< die Beteiligungsressourcen der Bewohner/
innen

< die Ziele und Aufgaben lokaler Netzwerke
< die Ermittlung der aktiven und potentiellen 

Aktionspartner
< die Festlegung von Entscheidungsgremien 

über einzusetzende Ressourcen
< die Öffentlichkeitsarbeit
In der Fortschreibung werden zu einzelnen 
Punkten die Entwicklungen und Erfahrungen, 
die sich durch die Umsetzung von LOS erge-
ben haben, abgefragt.

Ich zitiere hier ein Antwortbeispiel auf die 
Frage, welchen Beitrag die einzelnen Ämter in 
Bezug auf die Umsetzung von LOS leisten, und 
wie die Bewertung der Effekte der Ämterkoo-
peration aussieht: „Die einzelnen Ämter betei-
ligen sich aktiv an der Erstellung des lokalen 
Aktionsplanes, [...] entwickeln Strategiemaß-
nahmen sowie Mikro-Projektideen, die in den 
lokalen Prozess einfließen. Bei der Umsetzung 
des lokalen Aktionsplans in der ersten Förder-
phase ist je nach Fragestellung das jeweilige 
Fachamt beratend und unterstützend tätig 
geworden und hat seine Ressourcen sowie 
Fachkompetenzen zur Verfügung gestellt. Das 
Stadtplanungsamt, Ordnungsamt, Amt für 
Wirtschaftsförderung hat beispielsweise bei 
dem Mikro-Projekt „Fresh“ gemeinsam mit 
dem Träger und den Projektmitarbeitern die 
zu beachtenden Vorschriften und Gestaltungs-
möglichkeiten diskutiert und erarbeitet. Das 
Gesundheitsamt hat für die jungen Menschen 
des Fördergebietes sexualpädagogische Auf-
klärungsarbeit geleistet. Das Wohnungsamt hat 
in Kooperation mit der städtischen Wohnungs-
baugesellschaft geeignete Wohnungen für das 
Mikro-Projekt „Jobart“ zu günstigen Konditio-
nen zur Verfügung gestellt. Das Sozialamt hat 
im Rahmen Hilfe zur Arbeit, Bürger/innen aus 
dem Stadtteil in Mikro-Projekte des Vereines 
Treffpunkt Zech vermittelt. Diese haben bei-
spielsweise die Zielgruppe des Mikro-Projek-
tes „Jobart“ bei dem Herrichten, Renovieren, 
Gestalten der angemieteten Räumlichkeiten 
unterstützt, sowie auch beim Transport von ge-
spendeten Büromobiliar. Durch diese enge Ko-
operation mit dem Sozialamt konnte nicht nur 

für die Mikro-Projekt-Zielgruppe eine berufliche 
Perspektive aufgebaut werden, sondern auch 
weitere Bürger/innen im Sozialhilfebezug wur-
den in die Projektentwicklung und den Prozess 
miteinbezogen und erhielten dadurch eine Auf-
wertung ihres Selbstbewusstseins durch das 
Erleben positiver Beteiligung und Mitwirkung. 
Die Sozialdienstmitarbeiterin des Jugendam-
tes steht im engen Austausch mit der Quar-
tiersmanagerin bezüglich einzelner Familien 
und Jugendlichen aus dem Gebiet und bietet 
regelmäßig Sprechzeiten an. Bei unterschied-
lichen Versammlungen des Bürgerrats bzw. der 
Arbeitskreise waren ebenfalls verschiedene 
Fachämter vertreten, um konkrete Fragen und 
Anliegen der Bürger/innen zu beantworten, zu 
bearbeiten bzw. weiterzuleiten. Die Effekte der 
Ämterkooperation sind zusammenfassend fol-
gendermaßen zu bewerten: Bereits in der ers-
ten Förderphase konnten Synergien genutzt 
und durch das gegenseitige Bekanntsein re-
lativ kurze, unbürokratische Wege beschritten 
werden.“

Dies ist zugegebenermaßen ein relativ positi-
ves Beispiel. Ich habe dieses Beispiel aber aus 
dem Grund ausgesucht, weil in Lindau insbe-
sondere die Zusammenarbeit zwischen der für 
die Soziale Stadt verantwortlichen Stadtkäm-
merei und der für das Quartiersmanagement 
verantwortlichen Wohnungsbaugesellschaft 
mit dem Kreisjugendamt vorbildlich läuft. Ich 
wage hier, völlig unwissenschaftlich und nur 
aus der Erfahrung meiner nun zweieinhalbjäh-
rigen Tätigkeit in der Regiestelle LOS zu sagen, 
dass eine Grundvoraussetzung für das Gelin-
gen von LOS auf der lokalen Ebene die Zusam-
menarbeit von lokaler Koordinierungsstelle 
und dem Quartiersmanagement ist. Leider ist 
diese nicht immer gegeben.

Um neben dieser Einzelstimme auch einen 
Eindruck über die gesamten Gebiete zu vermit-
teln, will ich hier ein paar Zahlen präsentieren. 
(siehe Abb. 2)

Wie unschwer zu erkennen ist, wird LOS in 
der Mehrheit von Jugend- bzw. Sozialämtern 
umgesetzt. Das ist nicht weiter verwunderlich, 
ist doch das Programm überwiegend innerhalb 
der Programm-Plattform E&C annonciert wor-
den. Dies hat allerdings nicht zur Folge, dass 
LOS ein reines Jugendprogramm geworden 
ist. Die Auswertung der ersten Förderperio-
de hat ergeben, dass die Teilnehmer/innen zu 
über 50 % aus der Gruppe der über 25-Jähri-
gen gekommen ist. Die Gruppe, die auch bei 
LOS absolut benachteiligt wird, sind die über 
55-Jährigen.
Neben dem federführenden Amt soll wie schon 
mehrfach gesagt auch ein Ämternetzwerk ge-
bildet werden. (siehe Abb. 3)

Spitzenreiter im Ämternetzwerk sind hier die 
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Jugend- bzw. die Sozialämter. Erfreulich ist der 
Zuwachs der „Agentur für Arbeit“ bei der Fort-
schreibung 2004. Die gleiche Entwicklung wün-
schen wir uns natürlich auch bei den Gebieten 
aus dem Konzeptwettbewerb 2004.

Ein wesentliches Merkmal von LOS ist die 
Vergabe der Mittel auf lokaler Ebene. Die Mit-
tel werden wie oben schon genannt durch ei-
nen Begleitausschuss. vergeben. Bei der Fort-
schreibung der lokalen Aktionspläne wollten 
wir wissen, wie denn jetzt die Begleitausschüs-
se genau zusammengesetzt sind.
(siehe Abb. 4)

Die Besetzung der Begleitausschüsse kann 
insgesamt als gut und ausgewogen bezeichnet 
werden, auch wenn einigen Fördergebieten in 

dieser Hinsicht noch Auflagen zur Änderung 
der Zusammensetzung erteilt werden mussten. 
Über 2.500 Personen haben i.d.R. ehrenamtlich 
als Mitglieder von Begleitausschüssen gearbei-
tet. Das bedeutet, dass der Durchschnittsbe-
gleitausschuss aus etwa 14 Personen besteht. 
Die geschlechtsspezifische Besetzung war mit 
51% Frauen und 49% Männern fast paritätisch. 
Die Verteilung der einzelnen Kategorien in den 
Begleitausschüssen ist, auf alle Fördergebiete 
bezogen, ausgewogen, wie der Grafik entnom-
men werden kann. Spitzenreiter sind die Ämter 
mit 28%, gefolgt von potentiellen Mikro-Pro-
jekt-Trägern mit 27% (Vereine, Kirchengemein-
den, Freie Träger, Schulen, örtliche Unterneh-
men und Bildungs- und Qualifizierungsträger). 

Abb. 2

Abb. 3
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Die Vertreter/innen der Bewohner/innen bzw. 
der Zielgruppe erreichen 24%, die restlichen 
20% teilen sich verschiedene Gruppen (Politi-
ker/innen, Quartiersmanagement, andere und 
Soziale Stadt/E&C).

Die Beteiligung von Bewohnern/innen und 
Zielgruppenvertretern/innen an LOS kann 
auch an weiteren Indikatoren abgelesen wer-
den. Die Frage im Fortschreibungsverfahren 
„Wurden Vertreter/innen der Zielgruppe an der 
Fortschreibung beteiligt?“ ist in 89,8% der Ge-
biete mit „ja“ beantwortet worden. Darüber hi-
naus musste angeben werden, welche Partner 
im Einzelnen bei der Fortschreibung beteiligt 
waren. So wurden in 50% der Fördergebiete 
Bürgerinitiativen bzw. in 26% der Fördergebie-
te lokale Agenda 21 Gruppen beteiligt. Darüber 
hinaus sind in der Rubrik „Sonstige“, die bei 
111 Fortschreibungen belegt worden ist, zu 
63% Zielgruppenvertreter/innen und zu 29% 
Bewohner/innen genannt. Die Anzahl aller be-
teiligten Partner/innen hat deutliche Zuwäch-
se gegenüber dem Erstantrag zu verzeichnen, 
was ebenfalls sehr positiv ist. Die Beteiligung 
verschiedener Partner/innen an der Fortschrei-
bung kann also insgesamt als sehr gut bezeich-
net werden.

Weil Sie Lindau jetzt ja schon so gut ken-
nen, möchte ich Ihnen auch nicht folgende 
Antwort auf die Frage vorenthalten, wie die 
Fortschreibung des lokalen Aktionsplans 
mit den Kooperationspartnern abgestimmt 
wurde: „Alle Kooperationspartner und Ziel-
gruppenvertreter wurden zu einem Auswer-
tungs- und Fortschreibungstreffen eingela-
den. Gemeinsam wurde der Zwischenstand 
ermittelt und in Form einer Zukunftswerkstatt 
die Problemlagen, Entwicklungsziele und das 
Handlungskonzept erarbeitet. Es bestand ein 
hoher Konsens  bezüglich der bisherigen Vor-
gehensweisen, die lokalen Vereine, Initiativen 
und Akteure zu unterstützen, die jungen Men-
schen beim Übergang Schule-Beruf zu fördern, 
so dass eine möglichst unmittelbare Integrati-
on in den ersten Arbeitsmarkt erfolgen kann, 
sowie Chancengleichheit und -gerechtigkeit 
durch Maßnahmen zur Vereinbarkeit Familie 
und Arbeitsleben herzustellen. Zudem fanden 
kontinuierlich zwischen den Zielgruppen und 
der Quartiersmanagerin vor Ort Abstimmungs-
prozesse statt, an denen regelmäßig Vertreter 
der Ämter, Mikro-Projekt-Träger und sonstige 
Kooperationspartner teilnahmen.“

Ein wesentlicher Punkt für eine erfolgrei-
che Umsetzung von LOS ist eine durchdach-
te und geplante Öffentlichkeitsarbeit, um so 
viel Transparenz wie möglich zu schaffen. Die 
Öffentlichkeitsarbeit sorgt zum einen für die 
Gewinnung von potentiellen Mikro-Projekt-
Trägern, zum anderen dafür, das Programm 

und seine Erfolge bekannt zu machen. An der 
Spitze der Aktivitäten aller lokalen Koordinie-
rungsstellen zur Gewinnung potentieller Mik-
ro-Projekt-Träger lag im ersten Förderzeitraum 
die Ansprache bekannter Organisationen und 
Einzelpersonen. Dies war angesichts des ers-
ten verkürzten Förderzeitraums, insbesondere 
im Sinne eines zeitnahen Beginns der Mikro-
Projekte, ein wirksames Instrument. Parallel 
dazu wurden in gleichem Maße das Informati-
onsmaterial der Regiestelle, hier insbesondere 
der LOS-Flyer, in den LOS-Quartieren verteilt 
und – analog zu den Veranstaltungen der Re-
giestelle LOS – öffentliche Starterkonferenzen 
und Info-Veranstaltungen durchgeführt, auf 
die über Pressemitteilungen oder Beiträge in 
Stadtteilzeitungen aufmerksam gemacht wur-
de. Über diese Instrumente sollten, über die 
bekannten lokalen Akteure hinaus, neue Trä-
ger gewonnen werden. 38 Prozent der lokalen 
Koordinierungsstellen nutzten dazu auch das 
Internet, 31 Prozent der Koordinierungsstellen 
erstellten eigene Flyer bzw. Einleger für das 
LOS-Leporello. In einem Fünftel der Quartie-
re (insbesondere in den Großstädten) wurde 
durch Rundfunk- oder Fernsehbeiträge auf LOS 
aufmerksam gemacht. In den eher kleineren 
Gebieten mit wenig Einwohnern/innen konnte 
eine direkte Ansprache aller Bewohner/innen 
durch Postwurfsendungen erfolgen. 40 Prozent 
der Koordinatoren/innen setzten andere Instru-
mente der Öffentlichkeitsarbeit ein: Präsentati-
onstafeln, Plakatierungen oder Schaukästen in 
den Quartieren, Rundbriefe, Besetzung eigener 
LOS-Tagesordnungspunkte in Stadtteilgremi-
en, Videopräsentationen u.v.m. 
(siehe Abb. 5)

Zur Bekanntmachung der LOS-Ergebnisse 
während der ersten Förderperiode wurden vor-
wiegend die klassischen Bausteine der Öffent-
lichkeitsarbeit genutzt, wie Pressemitteilungen 
und eigene Beiträge in – meist kostenlosen und 
daher viel gelesenen – Stadtteilzeitungen, de-
ren Macher/innen sich dem Programm LOS 
auch des öfteren mit einer Sonderausgabe 
widmeten. Herauszuheben ist der hohe Anteil 
an Präsentationsveranstaltungen und -mes-
sen, der sich zum Ende der Förderperiode und 
nach Ablauf der Förderperiode noch verstärkt 
hat bzw. verstärken wird. Fast die Hälfte der 
Koordinierungsstellen entwickelten darüber 
hinaus – zum Teil grafisch und inhaltlich sehr 
anspruchsvolle – Druckerzeugnisse. 38 Prozent 
nutzten elektronische Medien zur Darstellung 
der Ergebnisse.
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